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Von folgenden Trägern wurden Hinweise/Anregungen gegeben: 

1. LGLN - Kampfmittelbeseitigungsdienst 26.01.2023 

2. Telekom 26.01.2023 

3. EWE Netz GmbH 02.02.2023 

4. VBN 08.02.2023 

5. OOWV 09.02.2023 

6. Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege Oldenburg 15.02.2023 

7. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr Oldenburg 16.02.2023 

8. Landesamt für Bergbau und Energie LBEG 20.02.2023 

9. Vodafone Deutschland GmbH 21.02.2023 

10. Landkreis Ammerland 22.02.2023 

 

 

Von folgenden Trägern wurden keine Hinweise / Anregungen gegeben: 

11. Gastransport Nord GmbH 23.01.2023 

12. Forstamt Neuenburg 01.02.2023 

13. Tennet 03.02.2023 

14. Haaren-Wasseracht 22.02.2023 

 

 

 

 

 

 

 

 

Von folgenden Bürgern wurden Hinweise / Anregungen gegeben: 

 

---------------- 
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Von folgenden Trägern wurden Hinweise gegeben: 

 

1 LGLN 26.01.2023 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Sie haben das Landesamt für Geoinformation und 

Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), Regio-

naldirektion Hameln - Hannover (Dezernat 5 - Kampf-

mittelbeseitigungsdienst (KBD)) als Träger öffentli-

cher Belange gem. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) betei-

ligt. Meine Ausführungen hierzu entnehmen Sie bitte 

der zweiten Seite; diese Stellungnahme ergeht kosten-

frei. 

Sofern in meinen anliegenden Ausführungen eine wei-

tere Gefahrenerforschung empfohlen wird, mache ich 

darauf aufmerksam, dass die Gemeinden als Behörden 

der Gefahrenabwehr auch für die Maßnahmen der Ge-

fahrenerforschung zuständig sind. 

 

Eine Maßnahme der Gefahrenerforschung kann eine 

historische Erkundung sein, bei der alliierte Kriegs-

luftbilder für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen 

durch Abwurfmunition ausgewertet werden (Luftbild-

auswertung). Der KBD hat nicht die Aufgabe, alliierte 

Luftbilder zu Zwecken der Bauleitplanung oder des 

Bauordnungsrechts kostenfrei auszuwerten. Die Luft-

bildauswertung ist vielmehr gem. § 6 Niedersächsi-

sches Umweltinformationsgesetz (NUIG) in Verbin-

dung mit § 2 Abs. 3 Niedersächsisches Verwaltungs-

kostengesetz (NVwKostG) auch für Behörden kosten-

pflichtig. 

Die Bearbeitungszeit für Luftbildauswertungen 

beträgt derzeit beim KBD ca. 16 Wochen ab An-

tragstellung. Da diese Zeitspanne zwischen Ertei-

lung einer Baugenehmigung und dem Baubeginn 

erfahrungsgemäß nicht verfügbar ist, empfehlen 

wir den Kommunen eine rechtzeitige Antragstel-

lung. 

Sofern eine solche kostenpflichtige Luftbildauswer-

tung durchgeführt werden soll, bitte ich um entspre-

chende schriftliche Auftragserteilung unter Verwen-

dung des Antragsformulars und der Rahmenbedingun-

gen, die Sie über folgenden Link abrufen können: 

http://www.lgln.niedersachsen.de/startseite/kampf-

mittelbeseitigung/luftbildauswertung/kampfmittelbe-

seitigungsdienst-niedersachsen-163427.html 

 

 

 

Die Gemeinde hält eine Luftbildauswertung für nicht 

erforderlich, da erst 2018 im Zuge des Bebauungsplan-

verfahrens 2 P eine Luftbildauswertung vorgenommen 

wurde. Dieses Plangebiet liegt direkt südlich des Be-

bauungsplangebietes 3P bzw. der Mittellinie. Darüber 

hinaus handelt es sich um ein Gebiet, bei dem bereits 

jetzt ein rechtskräftiger Bebauungsplan besteht, der 

Baurechte darstellt. 

 

 

 

2 Telekom 26.01.2023 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Tele-

kom genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungs-

berechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deut-

sche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevoll-

mächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesiche-

rung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter 

entgegenzunehmen und dementsprechend die erfor-

derlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Pla-

nung nehmen wir wie folgt Stellung: 

 

http://www.lgln.niedersachsen.de/startseite/kampfmittelbeseitigung/luftbildauswertung/kampfmitt
http://www.lgln.niedersachsen.de/startseite/kampfmittelbeseitigung/luftbildauswertung/kampfmitt
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Die Telekom hat bezüglich der o. g. Bauleitplanung 

derzeit weder Anregungen noch Bedenken. 

 

Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Be-

schädigungen der vorhandenen Telekommunikations-

linien vermieden werden und aus betrieblichen Grün-

den (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte 

Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit 

möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von 

Abzweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdi-

sche Gehäuse soweit freigehalten werden, dass sie ge-

fahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen an-

gefahren werden können. Es ist deshalb erforderlich, 

dass sich die Bauausführenden vor Beginn der Arbei-

ten über die Lage der zum Zeitpunkt der Bauausfüh-

rung vorhandenen Telekommunikationslinien der Te-

lekom informieren. (Internet: https://trassenauskunft-

kabel.telekom.de oder mailto: Planauskunft.Nord@te-

lekom.de). Die Kabelschutzanweisung der Telekom 

ist zu beachten. 

 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen betreffen nicht direkt den Bebau-

ungsplan, sondern die Erschließung. Die Hinweise 

werden im Zuge der Erschließungsplanung beachtet. 

 

 

3 EWE Netz GmbH 02.02.2023 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plan-

gebiet befinden sich Versorgungsleitungen und/oder 

Anlagen der EWE NETZ GmbH. 

 

Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen 

(Lage) und Standorten (Bestand) grundsätzlich zu er-

halten und dürfen weder beschädigt, überbaut, über-

pflanzt oder anderweitig gefährdet werden. Bitte stel-

len Sie sicher, dass diese Leitungen und Anlagen 

durch Ihr Vorhaben weder technisch noch rechtlich 

beeinträchtigt werden. 

 

 

 

 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit ei-

ner Anpassung unserer Anlagen, wie z.B. Änderun-

gen, Beseitigung, Neuherstellung der Anlagen an an-

derem Ort (Versetzung) oder anderer Betriebsarbeiten 

ergeben, sollen dafür die gesetzlichen Vorgaben und 

die anerkannten Regeln der Technik gelten. Gleiches 

gilt auch für die gegebenenfalls notwendige Erschlie-

ßung des Plangebietes mit Versorgungsleitungen und 

Anlagen durch EWE NETZ. Bitte planen Sie in die-

sem Fall Versorgungsstreifen bzw. -korridore für Te-

lekommunikationslinien, Elektrizitäts- und Gasver-

sorgungsleitungen gemäß DIN 1998 (von min. 2,2 m) 

mit ein. Weiterhin kann für die Stromversorgung von 

Baugebieten o. Ä. zusätzlich die Installation einer Tra-

fostation erforderlich sein. Für die Auswahl eines ge-

eigneten Stationsplatzes (ca. 6m x 4m) möchten wir 

Sie bitten, uns in weitere Planungen frühzeitig mit ein-

zubinden. 

 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen betreffen nicht direkt den Bebau-

ungsplan, sondern die Erschließung. Die Hinweise 

werden im Zuge der Erschließungsplanung beachtet. 

Bitte informieren Sie uns zudem, wenn ein wärme-

technisches Versorgungskonzept umgesetzt wird oder 

im Schwerpunkt auf den Einsatz von fossilen Brenn-

stoffen (z.B. durch Einsatz von Wärmepumpen o. ä.) 

verzichtet werden soll. 

Da es sich um ein im Wesentlichen bereits bebauten 

Bereich handelt, liegt für das Gebiet kein einheitliches 

wärmetechnisches Konzept vor. Es ist daher von kei-

nen grundlegenden Veränderungen auszugehen.  

https://trassenauskunft-kabel.telekom.de/
https://trassenauskunft-kabel.telekom.de/
mailto:Planauskunft.Nord@telekom.de
mailto:Planauskunft.Nord@telekom.de
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Die Kosten der Anpassungen bzw. der Betriebsarbei-

ten sind von dem Vorhabenträger vollständig zu tra-

gen und der EWE NETZ GmbH zu erstatten, es sei 

denn der Vorhabenträger und die EWE NETZ GmbH 

haben eine anderslautende Kostentragung vertraglich 

geregelt. 

Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken 

oder Anregungen vorzubringen. 

Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen ein-

zubeziehen und uns frühzeitig zu beteiligen. Dies gilt 

auch für den Fall der Erschließung des Plangebietes 

mit Versorgungsleitungen durch EWE NETZ, denn 

hierfür sind beispielsweise Lage und Nutzung der Ver-

sorgungsleitung und die sich daraus ableitenden wirt-

schaftlichen Bedingungen wesentliche Faktoren. 

 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen betreffen nicht direkt den Bebau-

ungsplan, sondern die Erschließung. Die Hinweise 

werden im Zuge der Erschließungsplanung beachtet. 

Unsere Netze werden täglich weiterentwickelt und 

verändern sich dabei. Dies kann im betreffenden Plan-

bereich über die Laufzeit Ihres Verfahrens/Vorhabens 

zu Veränderungen im zu berücksichtigenden Lei-

tungs- und Anlagenbestand führen. Wir freuen uns 

Ihnen eine stets aktuelle Anlagenauskunft über unser 

modernes Verfahren der Planauskunft zur Verfügung 

stellen zu können - damit es nicht zu Entscheidungen 

auf Grundlage veralteten Planwerkes kommt. Bitte in-

formieren Sie sich deshalb gern jederzeit über die ge-

naue Art und Lage unserer zu berücksichtigenden An-

lagen über unsere Internetseite: https://www.ewe-

netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-ab-

rufen 

Bitte schicken Sie uns Ihre Anfragen und Mitteilungen 

zukünftig ausschließlich an unser Postfach infoPewe-

netz.de und ändern zudem die Anschrift der EWE 

NETZ GmbH in Ihrem System: Cloppenburger Str. 

302, 26133 Oldenburg. Sollte ein E-Mail Versand 

nicht möglich sein, nutzen Sie bitte nur diese postali-

sche Anschrift! 

Haben Sie weitere Fragen? Sie erreichen Ihren An-

sprechpartner Katja Mesch unter der folgenden Ruf-

nummer: 0151-74493155. 

 

 

 

Die Hinweise werden im Zuge der Erschließungspla-

nung beachtet. 

 

 

4 VBN 08.02.2023 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Wir haben grundsätzlich keine Bedenken bezüglich 

der oben genannten Planungen. Wir möchten Sie bit-

ten, die Aussagen zur Anbindung des Gebietes an den 

öffentlichen Personennahverkehr in der Begründung 

zu korrigieren. 

In fußläufiger Erreichbarkeit befindet sich die Bushal-

testelle „Petersfehn I Bussardweg“, die eine Anbin-

dung mit dem öffentlichen Nahverkehr mit der Linie 

309 nach Oldenburg und nach Friedrichsfehn ermög-

licht. Der Nachtexpress N38 rundet das Angebot in der 

Nacht und am Wochenende ab. Von der Haltestelle 

„Petersfehn“ fährt der Bürger Bus nach Bad Zwi-

schenahn. Darüber hinaus wird mit den Linien 379 

und 399 ein schülerorientierter Linienverkehr zu den 

Schulstandorten nach Bad Zwischenahn, Rostrup, 

Westerstede und Jaderberg ab der Haltestelle „Peters-

fehn I, Schule” angeboten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird beachtet, die Begründung wird ent-

sprechend zur Thematik ÖPNV ergänzt. 

https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen


Gemeinde Bad Zwischenahn  

Bebauungsplan Nr. 3P „Petersfehn“, 4. Änderung - Abwägung nach öffentlicher Auslegung  

6 

Der Sachverhalt ist mit dem Landkreis Ammerland 

und dem Zweckverband Verkehrsverbund Bre-

men/Niedersachsen (ZVBN) abgestimmt. Dieses 

Schreiben gilt in Bezug auf den öffentlichen Personen-

nahverkehr als gemeinsame Stellungnahme. 

 

 

 

5 OOWV 09.02.2023 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Im Bereich des Plangebietes befinden sich Versor-

gungsleitungen des OOWV. 

 

Wir bitten Sie sicherzustellen, dass die Leitungen we-

der mit einer geschlossenen Fahrbahndecke, außer in 

Kreuzungsbereichen, noch durch Hochbauten über-

baut werden. Außerdem ist eine Überpflanzung der 

Leitungen oder anderweitige Störung oder Gefähr-

dung in ihrer Funktion auszuschließen. Um für die Zu-

kunft sicherzustellen, dass eine Überbauung der Lei-

tungen nicht stattfinden kann, werden Sie gebeten, 

ggf. für die betroffenen Leitungen ein Geh-, Fahr- und 

Leitungsrecht einzutragen. 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen betreffen nicht direkt den Bebau-

ungsplan, sondern die Erschließung. Die Hinweise 

werden im Zuge der Erschließungsplanung beachtet. 

Versorgungssicherheit 

Die entstehenden Grundstücke im Plangebiet können 

an unser Trinkwasserversorgungsnetz angeschlossen 

werden. Die notwendigen Rohrverlegungsarbeiten 

und Grundstücksanschlüsse können nur auf der 

Grundlage der Allgemeinen Bedingungen für die Ver-

sorgung mit Wasser (AVBWasserV) des OOWV und 

unter Berücksichtigung des Begleitvertrages für die 

Gemeinde Bad Zwischenahn durchgeführt werden. 

Bitte beachten Sie bzgl. der Mindestabstände zu Bau-

werken und Fremdanlagen sowie die Anforderungen 

an Schutzstreifen das DVGW Arbeitsblatt W 400-1. 

 

 

 

Die Ausführungen betreffen nicht direkt den Bebau-

ungsplan, sondern die Erschließung. Die Hinweise 

werden im Zuge der Erschließungsplanung beachtet. 

Versorgungsdruck 

Der minimal anstehende Druck für die Bebauung des 

Plangebietes reicht im Regelfall jederzeit aus, um die 

vorgesehene Bebauung mit einem Vollgeschoss (EG) 

entsprechend DVGW 400-1 druckgerecht mit Trink-

wasser aus unserem Versorgungsnetz zu versorgen. 

Falls die Anforderungen des Kunden an den Wasser-

druck, den in der Regel vorherrschenden Mindest-

druck an der Abzweigstelle der Anschlussleitung von 

der Versorgungsleitung von 2,3 bar überschreiten, ob-

liegt es ihm eine entsprechende Druckerhöhungsan-

lage in seiner Trinkwasserinstallation vorzusehen. 

 

 

 

Die Ausführungen betreffen nicht direkt den Bebau-

ungsplan, sondern die Erschließung. Die Hinweise 

werden im Zuge der Erschließungsplanung beachtet. 
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Löschwasserversorgung 

Im Hinblick auf den der Gemeinde Bad Zwischenahn 

obliegenden Brandschutz (Grundschutz, NBrandSchG 

§2) weisen wir ausdrücklich darauf hin, dass die 

Löschwasservorhaltung kein gesetzlicher Bestandteil 

der öffentlichen Wasserversorgung ist und nicht ver-

traglich auf den OOWV übertragen wurde. Eine 

Pflicht zur vollständigen oder teilweisen Sicherstel-

lung der Löschwasserversorgung über das öffentliche 

Trinkwasserversorgungsnetz besteht für den OOWV 

nicht. 

Laut DVGW W405 umfasst der Löschbereich sämtli-

che Löschwasserentnahmemöglichkeiten in einem 

Umkreis von 300m um das Brandobjekt. Die nächst-

gelegenen, bestehenden Hydranten in diesem Umkreis 

können ja nach Lage bei Einzelentnahme 24 m3/h bzw. 

72 m3/h Löschwasser aus der Trinkwasserversorgung 

für den Grundschutz der Bebauung bereitstellen. 

 

 

 

 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im 

Zuge der Erschließungsplanung beachtet. 

Um das Wiederaufnehmen der Pflasterung bei der 

Herstellung von Hausanschlüssen zu vermeiden, sollte 

der Freiraum für die Leitungen erst nach 75%iger Be-

bauung der Grundstücke endgültig gepflastert werden. 

Wir weisen darauf hin, dass wir jegliche Verantwor-

tung ablehnen, wenn es durch Nichtbeachtung der vor-

stehenden Ausführung zu Verzögerungen oder Folge-

schäden kommt. Eventuelle Sicherungs- bzw. Umle-

gungsarbeiten können nur zu Lasten des Veranlassers 

oder nach den Kostenregelungen bestehender Ver-

träge durchgeführt werden. 

Die Einzeichnung der Versorgungsanlagen in dem an-

liegenden Plan ist unmaßstäblich. Genauere Aus-

künfte gibt Ihnen gerne der Dienststellenleiter Herr 

Kaper von unserer Betriebsstelle in Westerstede, Tel: 

04488 845211, vor Ort an. 

Um eine effiziente Bearbeitung der Stellungnahmen 

sicherzustellen, bitten wir Sie uns Ihre Anfragen und 

Mitteilungen per E-Mail an: stellungnahmen-

toeb@oowv.de zu senden. 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen betreffen nicht direkt den Bebau-

ungsplan, sondern die Erschließung. Die Hinweise 

werden im Zuge der Erschließungsplanung beachtet. 

 

 

6 Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege Oldenburg 15.02.2023 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Seitens der Archäologischen Denkmalpflege werden 

zu o. g. Planungen keine Bedenken oder Anregungen 

vorgetragen. 

Aus dem zur Innenentwicklung vorgesehenen Plange-

biet sind nach unserem derzeitigen Kenntnisstand 

keine archäologischen Fundstellen bekannt. Da die 

Mehrzahl archäologischer Funde und Befunde jedoch 

obertägig nicht sichtbar sind, können sie auch nie aus-

geschlossen werden. 

Der Hinweis auf die Meldepflicht von Bodenfunden 

ist bereits in den Planungsunterlagen enthalten und 

sollte unbedingt beachtet werden. 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im 

Zuge von Erschließungs- und Baumaßnahmen beach-

tet. 

 

 

 

mailto:stellungnahmen-toeb@oowv.de
mailto:stellungnahmen-toeb@oowv.de
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7 Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und 

Verkehr 
16.02.2023 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Der Geltungsbereich liegt nördlich an der Kreisstraße 

138 „Mittellinie“ innerhalb der gemäß § 4 (2) NStrG 

festgesetzten Ortsdurchfahrt „Petersfehn“ in der Ge-

meinde Bad Zwischenahn. Die o. g. Bauleitplanung 

dient der Schaffung der planrechtlichen Voraussetzun-

gen von zusätzlichen rückwärtigen überbaubaren Flä-

chen im festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet west-

lich sowie östlich der Straße Mühlenbruch. Die Er-

schließung erfolgt über die Kreisstraße 138 „Mittelli-

nie“. 

 

Der Landkreis Ammerland ist, vertreten durch die 

Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und 

Verkehr - Geschäftsbereich Oldenburg (NLStBV - 

OL), als Straßenbaulastträger der K 138 „Mittellinie“ 

unmittelbar betroffen. 

 

1. Zustimmung der NLStBV - OL zum Bebauungsplan 

Nr. 3 P - Petersfehn -: Es sind keine Vorgaben, An-

merkungen oder Hinweise vorzutragen. 

 

Ich bitte nach Abschluss des Verfahrens unter Bezug 

auf Ziffer 38.2 der Verwaltungsvorschriften zum 

BauGB um Übersendung von zwei Ablichtungen der 

gültigen Bauleitplanung einschließlich Begründung. 

 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

Der Hinweis wird beachtet. 

 

 

 

8 Landesamt für Bergbau und Energie LBEG  20.02.2023 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Be-

lange geben wir zum o.g. Vorhaben folgende Hin-

weise: 

 

Hinweise 

Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen 

erfolgen, verweisen wir für Hinweise und Informatio-

nen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf 

den NIBIS® Kartenserver. Die Hinweise zum Bau-

grund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine 

geotechnische Erkundung und Untersuchung des Bau-

grundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotech-

nische Bau- grunderkundungen/-untersuchungen so-

wie die Erstellung des geotechnischen Berichts sollten 

gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit 

der DIN 4020 in den jeweils gültigen Fassungen erfol-

gen. 

Ob im Vorhabensgebiet eine Erlaubnis gem. §7 

BBergG oder eine Bewilligung gem. §8 BBergG er-

teilt und/oder ein Bergwerkseigentum gem. §§ 9 und 

149 BBergG verliehen bzw. aufrechterhalten wurde, 

können Sie dem NIBIS8 Kartenserver entnehmen. Wir 

bitten Sie, den dort genannten Berechtigungsinhaber 

ggf. am Verfahren zu beteiligen. Rückfragen zu die-

sem Thema richten Sie bitte direkt an markscheide-

rei@lbeg.niedersachsen.de. 

 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen betreffen nicht direkt den Bebau-

ungsplan, sondern die Erschließung. Die Hinweise 

werden im Zuge der Erschließungsplanung beachtet. 

mailto:markscheiderei@lbeg.niedersachsen.de
mailto:markscheiderei@lbeg.niedersachsen.de
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Informationen über möglicherweise vorhandene 

Salzabbaugerechtigkeiten finden Sie unter 

www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberech-

tigungen/Alte_Rechte. 

 

ln Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange 

haben wir keine weiteren Hinweise oder Anregungen 

. 

Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche 

Konflikte gegenüber den raumplanerischen Belangen 

etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu 

können. Die Stellungnahme wurde auf Basis des aktu-

ellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare Daten-

grundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretie-

ren noch erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die 

Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren 

Rechtsvorschriften und Normen erforderliche Geneh-

migungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbe-

zogene Untersuchungen. 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

9 Vodafone Deutschland GmbH 21.02.2023 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsan-

lagen unseres Unternehmens, deren Lage auf den bei-

liegenden Bestandsplänen dargestellt ist. Wir weisen 

darauf hin, dass unsere Anlagen bei der Bauausfüh-

rung zu schützen bzw. zu sichern sind, nicht überbaut 

und vorhandene Überdeckungen nicht verringert wer-

den dürfen. 

Sollte eine Umverlegung oder Baufeldfreimachung 

unserer Telekommunikationsanlagen erforderlich 

werden, benötigen wir mindestens drei Monate vor 

Baubeginn Ihren Auftrag an TDRC-N.Bremen@vo-

dafone.com, um eine Planung und Bauvorbereitung zu 

veranlassen sowie die notwendigen Arbeiten durch-

führen zu können. 

 

 

 

 

 

Die Ausführungen betreffen nicht direkt den Bebau-

ungsplan, sondern die Erschließung. Die Hinweise 

werden im Zuge der Erschließungsplanung beachtet. 

Wir weisen Sie ebenfalls darauf hin, dass uns ggf. 

(z.B. bei städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen) die 

durch den Ersatz oder die Verlegung unserer Tele-

kommunikationsanlagen entstehenden Kosten nach § 

150 (1) BauGB zu erstatten sind. 

 

Anlagen: 

Lageplan(-pläne) 

Weiterführende Dokumente: 

 

• Kabelschutzanweisung Vodafone GmbH 

• Kabelschutzanweisung Vodafone Deutschland 

GmbH 

• Zeichenerklärung Vodafone GmbH 

• Zeichenerklärung Vodafone Deutschland GmbH 

 

 

Die Ausführungen betreffen nicht direkt den Bebau-

ungsplan, sondern die Erschließung. Die Hinweise 

werden im Zuge der Erschließungsplanung beachtet. 

 

 

http://www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberechtigungen/Alte_Rechte
http://www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberechtigungen/Alte_Rechte
mailto:TDRC-N.Bremen@vodafone.com
mailto:TDRC-N.Bremen@vodafone.com
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10 Landkreis Ammerland 22.02.2023 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 3P - Petersfehn 

- mit örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung 

gemäß § 13 a Baugesetzbuch (BauGB) im beschleu-

nigten Verfahren; Beteiligung der Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

 

 

Die untere Bauaufsichtsbehörde - Sachgebiet Bauauf-

sicht - hat zur Umsetzbarkeit dieser Bauleitplanung 

folgende Anregungen: 

Grundsätzliche Bedenken bestehen gegen die geplante 

Festsetzung der Grundflächenzahl, insbesondere auf-

grund der Bestandssituation und der zu berücksichti-

genden maximalen Überschreitung der GRZ um 50% 

gemäß § 19 (4) BauNVO. Dies in Kombination mit der 

Unzulässigkeit von Garagen und Nebenanlagen ent-

lang der Verkehrsflächen führt zum einen zur Unzu-

lässigkeit von Grundstücksteilungen aufgrund der ho-

hen Versiegelung der vorhandenen Vorderbebauung 

und zu unrealistischen Planungen auf den Hinter-

grundstücken. Insbesondere müssen die westlichen 

Hintergrundstücke über die Vordergrundstücke er-

schlossen werden, da der angrenzende Gemeindeweg 

für eine Erschließung nicht geeignet ist. Die Gemeinde 

ist - der Argumentation der Verdichtung folgend - auf-

gefordert, die Grundflächenzahl und damit auch die 

Maximalversiegelung auf ein realistisches. Maß her-

aufzusetzen. Es wird bereits jetzt darauf hingewiesen, 

dass spätere Bauvorhaben sich hinsichtlich erforderli-

cher Befreiungen bei Beibehaltung der geplanten Fest-

setzungen an die Grundzüge der Planung halten müs-

sen. Teilungen nach Rechtskraft des Bebauungsplans 

müssen sich an dessen Festsetzungen messen lassen 

und werden in späteren Zulassungsverfahren für Neu-

bauten ebenfalls (auch nachträglich) auf Zulässigkeit 

zu prüfen sein. In diesem Zusammenhang wird darauf 

hingewiesen, dass die vorhandenen Grundstücksgrö-

ßen von i.M. ca. 900m2 nur in Einzelfällen halbiert 

werden können, in den meisten Fällen können nur zu-

sätzliche Grundstücke bis zu 400m2 entstehen. Zur 

Verdeutlichung wird Einsichtnahme in die vorliegen-

den Luftbildaufnahmen empfohlen. 

 

 

 

 

 

Die Gemeinde Bad Zwischenahn ist der Auffassung, 

dass die Festsetzung einer Grundflächenzahl von 0,3 

für das Plangebiet auch bei der gewünschten Möglich-

keit zur Hinterliegerbebauung städtebaulich sachge-

recht ist. Die beschriebene Problematik dürfte allen-

falls bei wenigen Grundstücken zum Tragen kommen. 

Seitens der Gemeinde ist keine höhere zulässige Ver-

siegelung gewünscht, auch in vergleichbaren Planver-

fahren wurde die GRZ mit 0,3 festgesetzt. Hier wird 

bewusst durch die Festsetzung eine Kleinteiligkeit des 

Baugebietes erhalten. 
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Die untere Bauaufsichtsbehörde - Sachgebiet Immis-

sionsschutz - hat zur Umsetzbarkeit dieser Bauleitpla-

nung folgende Anregungen: 

Es erfolgt innerhalb einer Wohnbausiedlung eine 

Nachverdichtung im Bestand. In Anlehnung an den 

Bebauungsplan Nr. 34 I zeigt sich, dass von der Mit-

tellinie ausgehende Verkehrslärmimmissionen bis zu 

einer Tiefe von ca. 79 m ab Straßenmitte wirken, wo 

der Lärmpegelbereich III auf II übergeht - entspricht 

ca. der ersten Grundstückszeile im aktuellen Plange-

biet. Im Lärmpegelbereich II reicht eine Bauweise 

nach dem Stand des Wärmeschutzes aus, um die An-

forderungen an den Mindestschallschutz nach DIN 

4109-1:2018-01 einzuhalten. Innerhalb des Lärmpe-

gelbereiches III kann je nach baulicher Gestaltung von 

Aufenthaltsräumen nicht mit Sicherheit davon ausge-

gangen werden, dass der Wärmeschutz ausreichend 

ist. Daher wird empfohlen, diesbezüglich ebenfalls 

entsprechende Festsetzungen aufzunehmen. Auch auf 

die erforderliche Festsetzung zur ausreichenden Be-

lüftung besonders schutzbedürftiger Räume zur 

Nachtzeit zur Sicherstellung eines gesunden Nacht-

schlafes sei hingewiesen. Aufgrund der relativ jung en 

Planung zum BPL 34 I in den Jahren 2021/2022 und 

der räumlichen Nähe zueinander, könnten die Ergeb-

nisse übernommen werden, ohne eine neue schalltech-

nische Untersuchung durchzuführen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird beachtet. Die Planzeichnung wird re-

daktionell um die Lärmpegelbereiche ergänzt. Die Be-

gründung wird entsprechend angepasst. 

Das Schul- und Kulturamt - Sachgebiet ÖPNV - 

schlägt vor, den Text zum ÖPNV im Kapitel 5.1 der 

Begründung durch folgenden Text zu ersetzen: 

In fußläufiger Erreichbarkeit befindet sich die Bushal-

testelle "Petersfehn I Bussardweg", die eine Anbin-

dung mit dem öffentlichen Nahverkehr mit der Linie 

309 nach Oldenburg und nach Friedrichsfehn ermög-

licht. Der Nachtexpress N38 rundet das Angebot in der 

Nacht und am Wochenende ab. Von der Haltestelle 

"Petersfehn" fährt der Bürger Bus nach Bad Zwischen-

ahn. Darüber hinaus wird mit den Linien 379 und 399 

ein schülerorientierter Linienverkehr zu den Schul-

standorten nach Bad Zwischenahn, Rostrup, Wes-

terstede und Jaderberg ab der Haltestelle "Petersfehn 

I, Schule" angeboten. 

 

 

 

 

Der Hinweis wird beachtet, die Begründung wird ent-

sprechend zur Thematik ÖPNV ergänzt. 
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Aus Sicht der Bauleitplanung bestehen folgende An-

regungen: 

Die Zweckbestimmung „Fußgängerbereich“ laut 

Planzeichenerklärung fehlt in der Planzeichnung. 

 

Es fehlt die Planzeichenerklärung zum Planzeichen 

„Nur Einzelhäuser zulässig“. 

 

Die örtliche Bauvorschrift Nr. 4 enthält einen Flüch-

tigkeitsfehler ("Vegatationsfläche"), ebenso der Hin-

weis Nr. 11 ("füür"). 

 

Kapitel 3.2 der Begründung lässt Ausführungen zum 

Grundzentrum Petersfehn vermissen. 

 

Die Abwägung zum Schluss des Kapitels 4 - letzter 

Satz - der Begründung ist wohl obsolet, da ein Bebau-

ungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten 

Verfahren gemäß § 13 a BauGB geändert werden soll. 

 

Im Kapitel 5.1 - Motorisierter Individualverkehr 

(MIV) - sind offensichtlich die Himmelsrichtungen 

vertauscht. 

 

Kapitel 6.1 der Begründung ist noch präzisierend (§ 4 

Abs. 3 Nr. 3-5 BauNVO) und sprachlich zu überarbei-

ten. 

Kapitel 6.2 der Begründung entspricht nicht der textli-

chen Festsetzung Nr. 3 sowie den entsprechenden 

zeichnerischen Festsetzungen und ist zu überarbeiten. 

 

Auf das der Gemeinde vorliegende Prüfkonzept zur 

Sicherstellungsverpflichtung gemäß Telekommunika-

tionsgesetz (TKG) sowie auf die der Gemeinde eben-

falls vorliegende Handreichung für ein Materialkon-

zept zur Umsetzung wird hingewiesen (siehe § 146 

Abs. 2 S. 2 TKG n. F., die Rechtsgrundlage ist im Ka-

pitel 9.4 der Begründung noch zu vervollständigen). 

 

 

 

Die Zweckbestimmung wird in der Planzeichenerklä-

rung als „Fuß- und Radweg“ ergänzt, ebenfalls das 

Planzeichen „Nur Einzelhäuser zulässig“. 

 

 

 

 

 

 

Die Hinweise werden beachtet, die Planunterlagen 

werden entsprechend redaktionell korrigiert. 

Eine redaktionelle Überprüfung aller Planunterlagen. 

wurde absprachegemäß nicht vorgenommen. 

 

 

 

 

Oldenburg, den 19.04.2023 

 

 

M. Lux - Dipl. Ing. - 


